
  

  
  
 
 
 
 

Landeshauptstadt Hannover 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1881 

- Wohnpark Brabrink - 

 

Präambel 
Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 1881, bestehend 
aus den textlichen Festsetzungen und der Planzeichnung mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 
und den örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen; die Rechtsgrundlagen hierfür sind insbesondere 
§ 1 Abs. 3, § 10 Abs. 1 und § 12 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) 
geändert worden ist und § 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), Art. 1 
des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 2010, 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.03.2022 (Nds. 
GVBl. S. 191) in der zur Zeit gültigen Fassung. 

 
Hannover, 

 
 
 

(Siegel) 

 
 

Oberbürgermeister 

——————————————————————————————————————————————— 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die ca. 14.970 m2 große Fläche an der Hildesheimer 
Straße 432 (Flur 6, Flurstücke 3/8, 6/5 und 23/4, Gemarkung Wülfel). Das Plangebiet wird im 
Osten von der Hildesheimer Straße, im Norden von dem Villengrundstück Hildesheimer Straße 
430, im Süden von einem Reiterhof sowie einer Tankstelle und im Westen von den Leineauen 
begrenzt. 

§ 2 
Gegenstand der Satzung 

Die vom Vorhabenträger vorgelegte Planzeichnung mit integriertem Vorhaben- und 
Erschließungsplan sowie die Ansichten (Anlage) sind Bestandteil dieser Satzung. 

§ 3 
Aufhebung des geltenden Planungsrechts 

Im Geltungsbereich dieser Satzung tritt der Bebauungsplan Nr. 997 außer Kraft. 

§ 4 
Überschreitung der Gebäudehöhen 

Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans ist eine Überschreitung der festgesetzten 
Gebäudehöhen durch Anlagen der Haus- und Klimatechnik, Anlagen zu Nutzung von 
Solarenergie sowie andere technische Aufbauten in geringfügigem Maß zulässig. 



 

§ 5 
Anforderungen an Außenbauteile 

Bei Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind die Außenbauteile entsprechend 
den Anforderungen der im Vorhaben- und Erschließungsplan dargestellten Lärmpegelbereiche 
nach der DIN 4109-1:2018-01 auszubilden. In Abhängigkeit vom Lärmpegelbereich dürfen die 
resultierenden Luftschalldämm-Maße für die Außenbauteile nicht unterschritten werden. Die 
erforderlichen Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und 
Raumgröße im Baugenehmigungsverfahren auf Basis der DIN 4109-1:2018-01 nachzuweisen. 
 

Lärmpegelbereich Maßgeblicher Außenlärmpegel La in dB(A) 

II 56–60 

III 61–65 

IV 66–70 

V 71–75 

 

§ 6 
Fensterunabhängige Belüftung 

Bei schutzbedürftigen Räumen, die zum Schlafen vorgesehenen sind (Kinder-, Gäste- und 
Schlafzimmer), sind im gesamten Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
fensterunabhängige Belüftungen vorzusehen. 

§ 7 
Überschreitung der Immissionsrichtwerte 

An den nordöstlichen Fassadenabschnitten der Gebäude 1 und 2, bei denen eine Überschreitung 
des Nachtwerts von 45 dB(A) um mehr als 1 dB prognostiziert wurde, ist durch 
Grundrissgestaltung oder verglaste Vorbauten oder Prallscheiben oder vorgehängte 
Glasfassaden (architektonische Selbsthilfemaßnahmen) sicherzustellen, dass ein Wert von 45 
dB(A) nachts am maßgeblichen Immissionsort im Sinne von Anhang A.1.3 der TA Lärm 
eingehalten wird.  

§ 8 
Außenwohnbereiche 

Außenwohnbereiche sind an der östlichen Fassade von Gebäude 1 durch bauliche Maßnahmen 
zum Verkehrslärmschutz (z.B. Wintergärten oder verglaste Loggien) so zu schützen, dass ein 
Immissionswert von 64 dB(A) im Außenwohnbereich nicht überschritten wird. 

§ 9 
Abweichung bei gesondertem Nachweis 

Von den Festsetzungen § 5 – § 8 kann abgewichen werden (§ 31 Abs. 1 BauGB), sofern im 
Zulassungsverfahren ein gesonderter Nachweis darüber erbracht wird, dass die Anforderungen 
an den Schallschutz auf andere Weise eingehalten werden. 

§ 10 
Dachbegrünung 

Dachflächen von Hauptbaukörpern sind dauerhaft extensiv zu begrünen. Ausgenommen sind 
Dachflächen für Belichtungszwecke oder zur Installation technischer Anlagen wie Klimaanlagen 
sowie Terrassenflächen.  

§ 11 
Baumpflanzungen 

Im Vorhaben sind auf den Flächen für Anpflanzungen 16 Bäume der I. oder II. Ordnung sowie 
39 Bäume der III. Ordnung zu pflanzen. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 
am Standort zu ersetzen. 

§ 12 
Geh- und Radfahrrechte 

Die im Vorhaben- und Erschließungsplan festgesetzte Fläche mit der Bezeichnung „GR“ ist mit 
Geh- und Radfahrrechten zugunsten der Allgemeinheit zu belasten. 



 

§ 13 
Leitungsrechte 

Die im Vorhaben- und Erschließungsplan festgesetzte Fläche mit der Bezeichnung „L“ ist mit 
Leitungsrechten zugunsten der Versorgungsträger zu belasten. 
 

 

Örtliche Bauvorschriften 

§ 14 

Die Anzahl der notwendigen Einstellplätze des Vorhabens beträgt 133. Davon sind 93 Stellplätze 
für die Wohnnutzung, einschließlich 21 behindertengerechte Stellplätze. Für Geschäfts- und Bü-
ronutzungen sind 19 Stellplätze, für Schank und Speisewirtschaften 17 Stellplätze, für die Kinder-
tagesstätte 2 Stellplätze sowie für Besucher 2 Stellplätze anzulegen.  

§ 15 

Für das Vorhaben sind mindestens 344 Fahrradstellplätze zu errichten, davon 180 oberirdisch 
und 164 unterirdisch. Für die Wohnnutzung sind 328 Fahrradstellplätze, für Geschäfts- und Bü-
ronutzung 8 Fahrradstellplätze, für Schank- und Speisewirtschaften 4 Fahrradstellplätze und für 
die Kindertagesstätte 4 Fahrradstellplätze anzulegen. 
 



Landeshauptstadt Hannover 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1881 

 
 

Planentwurf   Der Entwurf des Bebauungsplans wurde unter Einbeziehung des vom Vorhabenträger vorgelegten Vorhaben- und 

Erschließungsplans von dem Fachbereich Planen und Stadtentwicklung bearbeitet. 
 
 

Planung Süd  
Hannover, ………………. Hannover, ………………. 
 

Im Auftrag Im Auftrag 
 
 Dr. Ing. Schlesier Warnecke 
 Sachgebietsleiter Fachbereichsleitung 
 

 

Einleitungsbeschluss   Der Verwaltungsausschuss der Landeshauptstadt Hannover hat in seiner Sitzung am ………………. die 

Einleitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans beschlossen. 

 
Hannover, Stadtplanung 61.1B 
 Im Auftrag 
 

(Siegel) 

 

 

Aufstellungsbeschluss    Der Verwaltungsausschuss der Landeshauptstadt Hannover hat in seiner Sitzung am ………………. 

die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans beschlossen. 
 

Die Bekanntmachung erfolgte in den hannoverschen Tageszeitungen am ……………….. 
 

Hannover, Stadtplanung 61.1B 
 Im Auftrag 
 

(Siegel) 

 

 

Auslegungsbeschluss   Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat in seiner Sitzung am ……………….  dem Entwurf des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans sowie der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB be-
schlossen. 
 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ……………….  in den hannoverschen Tageszeitungen bekannt gemacht. 
 

Der Entwurf des Bebauungsplans und die Begründung haben vom ………………. bis ………………. gemäß § 3 Abs. 2 BauGB   
öffentlich ausgelegen. 
 
Hannover, Stadtplanung 61.1B 
 Im Auftrag 
 

(Siegel) 

 

 

Satzungsbeschluss   Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

nach Prüfung der Stellungnahmen am ……………….  als Satzung beschlossen sowie der Begründung zugestimmt (§ 3 Abs. 2, § 10 
Abs. 1 BauGB). 
 

 
Hannover, Stadtplanung 61.1B 
 Im Auftrag 
 

(Siegel) 

 

 

Inkrafttreten   Der Satzungsbeschluss ist bekannt gemacht worden im „Gemeinsames Amtsblatt für die Region Hannover und die 

Landeshauptstadt Hannover“ Nr. ……………….  am ………………. 
. 

Mit diesem Tage ist der vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft getreten (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
 
 
Hannover, Stadtplanung 61.1B 
 Im Auftrag 
 

(Siegel) 

 

 

Verletzung von beachtlichen Vorschriften über die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans     
Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist die Verletzung von beachtlichen Verfah-
rens- und Formvorschriften, die Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
sowie ein beachtlicher Mangel des Abwägungsvorganges nicht geltend gemacht worden (§ 215 BauGB). 
 
 
Hannover, Stadtplanung 61.1B 
 Im Auftrag 

(Siegel) 
 

 

Hinweise 
 
- Für diesen Bebauungsplan gilt die Satzung zum Schutz von Bäumen, Sträuchern und Hecken im Gebiet der Landeshauptstadt Han-

nover als geschützte Landschaftsbestandteile (Baumschutzsatzung) vom 28. Januar 2016. (Gemeinsames Amtsblatt für die Re-
gion Hannover und die Landeshauptstadt Hannover / Nr. 7 vom 08. Februar 2016) 

- Im Plangebiet besteht der Verdacht auf Kampfmittel. Bei konkreten Baumaßnahmen sollten Maßnahmen zur Gefahrenerforschung 
durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst durchgeführt werden. 

- Die aufgeführte DIN 4109-1:2018-01 kann bei der Landeshauptstadt Hannover eingesehen werden. 
- Sollten bei Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht werden, müssen diese der Stadtdenkmalpflege 

Hannover oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen 
sind bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen und vor Zerstörung zu schützen (§ 14 NDschG). 


